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beite unter Führung der Partei der Arbeiterklasse im Aufträge der Volkskammer die 
Grundsätze der staatlichen Innen- und Außenpolitik aus (s. Rz. 7-11 zu Art. 77).

3. Die Verantwortung des Ministerrates vor der Volkskammer.
a) Unter der Verfassung von 1949. Nach Art. 94 der Verfassung von 1949 bedurften 22 

die Regierung sowie jedes ihrer Mitglieder zur Geschäftsführung des Vertrauens der 
Volkskammer. Art. 95 regelte die Modalitäten des Mißtrauensantrages gegen die Regie­
rung im Sinne des auch aus dem Bonner GG (Art. 67) bekannten »konstruktiven« Antra­
ges. Art. 96 betraf den Mißtrauensantrag gegen ein Mitglied der Regierung. Praktische Be­
deutung hatten diese Verfassungssätze niemals erlangt, weil wegen der homogenen Zu­
sammensetzung der Volkskammer unter der Suprematie der SED ein Mißtrauensantrag 
niemals gestellt worden war. Immerhin entsprachen die Regelungen der Verfassung von 
1949 denen eines parlamentarischen Systems, wobei mit der Einführung des konstruktiven 
Mißtrauensantrages sogar ähnlich wie in der Bundesrepublik Deutschland aus den Ver­
hältnissen unter der Weimarer Reichsverfassung Folgerungen gezogen worden waren.

b) Das Ministerratsgesetz von 1963 (§ 2 Abs. 2 Satz 1) erweiterte die Verantwor- 23 
tung (wegen des Begriffs s. Rz. 5-9 zu Art. 88) des Ministerrates auf die vor dem Staats­
rat. Außerdem wurde der Ministerrat für seine gesamte Tätigkeit der Volkskammer und 
dem Staatsrat gegenüber rechenschaftspflichtig gemacht. Der Vorsitzende, seine Stellver­
treter sowie alle Mitglieder des Ministerrates wurden für die Arbeit des Ministerrates so­
wie für den anvertrauten Geschäftsbereich als persönlich verantwortlich und der Volks­
kammer, dem Staatsrat und dem Ministerrat rechenschaftspflichtig bezeichnet.

c) Unter der Verfassung von 1968 bis zur Novelle von 1974. In der Verfassung 24 
von 1968 war die Verantwortung des Ministerrates ursprünglich Gegenstand des Art. 80 
Abs. 7. Im Gegensatz zum Ministerratsgesetz von 1963 (§ 2 Abs. 2 Satz 1) machte die 
Verfassung den Ministerrat nicht gegenüber dem Staatsrat verantwortlich und rechen­
schaftspflichtig. Eine solche Regelung erschien wohl deshalb überflüssig, weil nach
Art. 66 Abs. 1 Satz 1 a. F. der Staatsrat alle grundsätzlichen Aufgaben zu erfüllen hatte, die 
sich aus den Gesetzen und Beschlüssen der Volkskammer ergeben.

d) Nach dem Ministerratsgesetz von 1972 (§ 2 Abs. 3 Satz 1) sind der Ministerrat, 25 
sein Vorsitzender und seine Mitglieder für ihre Arbeit verantwortlich und rechenschafts­
pflichtig.

e) Durch die Verfassungsnovelle von 1974 wurde der Satz über die Verantwortung 26 
und die Rechenschaftspflicht des Ministerrates Gegenstand des Art. 76 Abs. 1 Satz 3. Der 
Wortlaut wurde geringfügig geändert. Der Sinn blieb derselbe. Nach wie vor hat dieser 
Verfassungssatz wenig Gewicht. Seine Bedeutung ist darauf reduziert, daß der Ministerrat 
»grundlegende Fragen der Tätigkeit der Regierung vor der obersten Volksvertretung« dar­
zulegen hat (Lehrbuch »Verwaltungsrecht«, S. 102). Im Gegensatz zum Ministerratsge­
setz kennt die Verfassung keine Einzelverantwortlichkeit des Vorsitzenden und der Mit­
glieder des Ministerrates.

f) Faktisch ist der Ministerrat also unabhängig von der Volkskammer. Er ist innerhalb 27 
der Staatsorganisation wegen seiner Leitungsfunktion das mächtigste Organ.

4. Die Suprematie der SED über den Ministerrat. Wie alle Staatsorgane steht der 28 
Ministerrat unter der Suprematie der SED (s. Rz. 28-50 zu Art. 1). Deshalb kann er nur
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